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Millionen für die Staatskasse
DÜSSELDORF. Die Rettung des Ener-
giekonzerns Uniper 2022 macht
sich für den Bund erstmals auch in
klingender Münze bezahlt. Nach-
dem das Unternehmen im vergan-
genen Jahr seine Gewinnziele er-
reicht hat, will es erstmals seit vier
Jahren eine Dividende zahlen.

Man schlage der Hauptversammlung
eine Ausschüttung von 300 Millionen
Euro (72 Cent je Aktie) vor, teilte das
Unternehmen in Düsseldorf mit. Fast
alles wird der Bund erhalten, der der-
zeit noch mehr als 99 Prozent der An-
teile hält, insgesamt gut 297 Millio-
nen Euro.

Uniper war als größter deutscher
Gasimporteur 2022 in Schieflage ge-
raten, als Russland nach dem Angriff
auf die Ukraine kein Gas mehr liefer-
te. Deutschland rettete das Unterneh-
men mit Milliarden-Beihilfen und
wurde quasi Alleineigentümer. Im
Rahmen des Stabilisierungspakets
wurde ein Dividendenverbot verein-
bart. Dies hob der Bund Ende 2025
auf. Die EU hatte die Beihilfen damals
unter vielen Auflagen erlaubt. Eine
davon ist, dass Deutschland seine Be-
teiligung bis Ende 2028 auf höchstens
25 Prozent plus eine Aktie wieder re-
duzieren muss.

Zeichen finanzieller Stabilität
Eine Veräußerung über den Kapital-
markt sei die zentrale Handlungsop-
tion des Bundes zur Reprivatisierung
von Uniper, hatte die Bundesregie-
rung zuletzt Anfang Dezember er-
klärt. „Darüber hinaus werden vom
Bund auch außerbörsliche Veräuße-
rungsoptionen in Abhängigkeit von
ihrer Validität geprüft“, hieß es in
einer Antwort auf eine Kleine Anfrage
der Grünen.

Verstaatlichter Energiekonzern Uniper zahlt erstmals seit Jahren eine Dividende

„Die Möglichkeit, wieder Dividen-
den zahlen zu können, ist ein Zeichen
der finanziellen Stabilität und ein we-
sentlicher Baustein für die Kapital-
marktfähigkeit von Uniper“, erklärte
Firmenchef Michael Lewis laut der
Mitteilung. Über die zukünftige Aus-
schüttungspolitik sei noch nicht ent-
schieden worden, sagte Finanzvor-
stand Christian Barr. „Wir erarbeiten
derzeit einen ganzheitlichen Rahmen
für eine längerfristige Dividendenpo-
litik.“ Man sei sich bewusst, dass eine
attraktive Dividende ein wichtiges
Kriterium für Aktionäre sei.

Uniper erreichte 2025 seine selbst
gesteckten Finanzziele. Der bereinig-
te Gewinn vor Zinsen, Steuern und

Abschreibungen (Ebitda) lag bei 1,1
Milliarden Euro (Vorjahr: 2,6 Milliar-
den Euro), der bereinigte Nettoge-
winn (Adjusted Net Income) bei 544
Millionen Euro (Vorjahr: 1,7 Milliar-
den). „Beide Ergebniskennzahlen la-
gen erwartungsgemäß deutlich unter
den außergewöhnlich guten Ergeb-
nissen des Vorjahres“, hieß es.

Für das laufende Geschäftsjahr er-
wartet der Konzern ein Ergebnis auf
Vorjahresniveau. Das bereinigte Ebit-
da soll in einer Spanne von 1,0 bis 1,3
Milliarden Euro liegen. Der bereinigte
Nettogewinn soll 350 bis 600 Millio-
nen erreichen.

Neue Gaskraftwerke
Uniper bekräftigte seine Absicht, bis
2030 rund fünf Milliarden Euro zu in-
vestieren, davon mehr als 2,5 Milliar-
den in Deutschland. Hierzulande will
der Energiekonzern das Geld vor al-
lem in den Neubau von wasserstofffä-
higen Gaskraftwerken mit einer Ka-
pazität von insgesamt zwei Gigawatt
an den Standorten Staudinger (Hes-
sen) und Scholven (Nordrhein-West-
falen) im Rahmen der Kraftwerksst-
rategie stecken. Bei den geplanten
Ausschreibungen dazu rechnet sich
Uniper gute Chancen aus.

Uniper zählt bei Stromerzeugung
und Gashandel zu den größten Ener-
gieunternehmen Europas. Der Kon-
zern betreibt unter anderem Stein-
kohle- und Gaskraftwerke in
Deutschland, Großbritannien und
Schweden. Strom erzeugt Uniper
auch aus Wasserkraft. In Schweden
ist Uniper Mehrheitseigentümerin ei-
nes Atomkraftwerks. In Deutschland
ist das Unternehmen auch größter
Betreiber von Gasspeichern. Ende
2025 beschäftigte die Firma gut 7200
Menschen. |dpa

Diese Rolle spielen Pfälzer bei der Energiewende

VON NADINE KLOSE

„Wenn wir unser Energiesystem um-
stellen wollen, müssen wir in die In-
frastruktur, in die Netze investieren.“
Mit diesem Satz verdeutlichen Ver-
treter von Bürger-Energiegenossen-
schaften aus der Pfalz, worauf es ihrer
Meinung nach bei der Energiewende
ankommt. Ihre Form der Bürgerbetei-
ligung auf kommunaler oder regiona-
ler Ebene gibt es nicht erst, seit die
Energiewende in der vergangenen Le-
gislaturperiode unter der Ampel-Re-
gierung sowie durch die Gasmangel-
lage infolge des Ukraine-Kriegs Fahrt
aufgenommen hat. Bereits seit dem
Jahr 2012 schließen sich Menschen in
der Pfalz zusammen – mit dem Ziel,
eine bürgerschaftlich getragene, de-
zentrale Energieversorgung aus 100
Prozent erneuerbaren Energien zu
unterstützen und sich daran zu betei-
ligen. Die erste Bürger-Energiegenos-
senschaft gab es in Neustadt: Die BE-
GiN eG bietet, gemeinsam mit ihrer
Dachgenossenschaft Bürgerwerke,
sogar Strom und Gas aus erneuerba-
ren Energien an. Ein Jahr später wur-
de die BeLu Bürgerenergie Ludwigs-
hafen gegründet, die sich auf den Bau
von Photovoltaikanlagen auf Dächern
von öffentlichen Einrichtungen und
Unternehmen konzentriert. Dem
geht auch die Nordpfalz Energie eG
mit Sitz in Imsweiler nach.

Auch Dienstleister für
Bürger in Sachen Energie
Das Landesnetzwerk BürgerEnergie-
Genossenschaften Rheinland-Pfalz
(kurz: LaNEG) existiert ebenfalls seit
2012 und hat mittlerweile 36 Mitglie-
der, darunter 32 Bürger-Energiege-
nossenschaften aus Rheinland-Pfalz.
Sie planen, bauen, verwalten und fi-
nanzieren Photovoltaikanlagen auf
kommunalen und von Privatperso-
nen oder Unternehmen zur Verfü-
gung gestellten Dächern sowie auf
Freiflächen. Die Bürger-Energiege-
nossenschaft Südpfalz eG plant etwa
mit der Gemeinde Vorderweidenthal
eine PV-Freiflächenanlage auf mehr
als 20 Hektar. Die Genossenschaften,
wie die Bürger-Energie-Genossen-
schaft Südwestpfalz/Saarpfalz, über-
nehmen aber auch für Bürger die Be-
stellung von Stecker-PV-Anlagen
(Balkonkraftwerken), beteiligen sich
an Windrädern und Lade-Infrastruk-
tur und denken wie im Fall der „bür-
gerINenergie (bINe) Speyer-Vorder-
pfalz“ sogar an eine Beteiligung an ei-
nem Tiefengeothermie-Projekt bei
Waldsee (Rhein-Pfalz-Kreis), das der
Wärmeversorgung dienen soll. Das
Kapital für die Projekte wird durch die
Mitglieder bereitgestellt, die beliebig
viele Anteile an der Genossenschaft

In der Pfalz gibt es zehn Bürger-Energiegenossenschaften. An vielen von ihnen kann
man sich schon mit wenig Geld beteiligen. Diese Genossenschaften gelten als Motor
der Energie- und Wärmewende. Doch der Motor stottert. Woran liegt das?

kaufen können. Sie werden gemäß ih-
ren Anteilen an den Gewinnen betei-
ligt.

Ziel: Keine Großinvestoren,
sondern Bürger
Nach Angaben des Deutschen Genos-
senschafts- und Raiffeisenverbands
(DGRV) ist bei vielen Energiegenos-
senschaften schon eine Beteiligung
ab 50 Euro möglich. Bei 80 Prozent
der Energiegenossenschaften liege
die Mindestbeteiligung unter 500 Eu-
ro. „Das bedeutet, dass Energiegenos-
senschaften keine Gruppe von Groß-
investoren sind, sondern die breite
Beteiligung der Bevölkerung vor Ort
ermöglichen wollen“, teilte ein Spre-
cher des DGRV auf Anfrage mit. Ihm
zufolge liegt die durchschnittliche
Beteiligung an einer Energiegenos-
senschaft bei 3200 Euro. Für die Bür-
ger, die investieren, stehe nicht die
Dividende im Vordergrund, sondern
die nachhaltige Entwicklung der Re-
gion. Die Beteiligungsmöglichkeit
steigere die Akzeptanz, die es für eine
erfolgreiche Energiewende brauche.
Der Zuspruch für die Energiewende

wird dem DGRV-Sprecher zufolge
auch gestärkt, weil bei vielen genos-
senschaftlichen Energieprojekten die
lokale Wirtschaft beteiligt wird.
Handwerksbetriebe aus der Region
errichten und warten die Anlagen,
landwirtschaftliche Betriebe liefern
die Abwärme für die Nahwärmenet-
ze, Volks- und Raiffeisenbanken un-
terstützen bei der Finanzierung.
„Energiegenossenschaften tragen
auch zum Steueraufkommen vor Ort
bei. Alles in allem leisten sie einen
wichtigen Beitrag, die Energieversor-
gung selbst in die Hand zu nehmen
und damit unabhängiger von exter-
nen Einflüssen zu werden“, sagt der
Verbandsvertreter. Ihm zufolge ha-
ben die 1000 Energiegenossenschaf-
ten in Deutschland bislang rund 3,6
Milliarden Euro in Erneuerbare-Ener-
gien-Projekte investiert und damit
etwa 3 Millionen Tonnen CO2 einge-
spart. Mehr als 200.000 Menschen
seien Mitglied in einer Energiegenos-
senschaft. Tendenz steigend. Allein
im vergangenen Jahr seien bundes-
weit 53 Energiegenossenschaften ge-
gründet worden. Die Bürger-Energie-
genossenschaften in der Pfalz sehen

jedoch einige Hindernisse, die ihr
Wirken negativ beeinflussen: Im Ge-
spräch mit der RHEINPFALZ berichten
mehrere Vorstandsmitglieder vom
schleppenden Netzausbau und der
fehlenden Digitalisierung der Strom-
versorgung. Der Einbau von intelli-
genten Strom-Messsystemen durch
die Energieversorger sei lange noch
nicht flächendeckend erfolgt, sagen
sie. Die sogenannten Smart Meter, die
den Verbrauch automatisch an den
Netzbetreiber melden, bilden nach
Angaben des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums die digitale Infrastruktur
für ein künftig auf erneuerbare Ener-
gien basierendes Energiesystem. Mit
dem intelligenten Messsystem könn-
ten Verbraucherinnen und Verbrau-
cher sowie Unternehmen ihren
Stromverbrauch beziehungsweise die
Einspeisung ihres Stroms, zum Bei-
spiel aus Photovoltaikanlagen, besser
und komfortabler managen sowie
von neuen Tarifen profitieren. Diese
Messtechnik ist auch für die Bürger-
Energiegenossenschaften und deren
Beteiligungsmodell notwendig. Ver-
treter der Genossenschaften berich-
ten von ihrem Eindruck, dass die eta-

blierten Energieversorger an ihrem
traditionellen Geschäftsmodell fest-
hielten und es den Genossenschaften
mit neuen Projekten teilweise schwer
gemacht werde.

PV-Anlagen mit großer Leistung,
die Genossenschaften planten, wür-
den vom Energieversorger vor Ort
nicht zugelassen. Die „bINe Speyer-
Vorderpfalz“ nennt als Beispiel eine
angedachte 250 Kilowatt-Peak-Anla-
ge auf der Rhein-Pfalz-Halle im vor-
derpfälzischen Römerberg, die nicht
verwirklicht werde, weil der Energie-
versorger die Leistung drosseln woll-
te. Solche Anlagen kleiner zu dimen-
sionieren, sei für die Energiegenos-
senschaften nicht wirtschaftlich.

Bundesnetzagentur: Schneller
Ausbau gelingt nicht überall
Die Bundesnetzagentur ist die Regu-
lierungsbehörde und unterstützt
nach eigenen Angaben mit ihren Ent-
scheidungen die Umsetzung der
Energiewende. Außerdem wacht sie
darüber, dass „die hohe Qualität der
Stromversorgung in Deutschland ge-
sichert bleibt“, sagt eine Sprecherin

auf Anfrage. Mit den kritischen Stim-
men aus den Bürger-Energiegenos-
senschaften konfrontiert, gibt sie zu,
dass es sowohl im Übertragungsnetz
als auch im Verteilernetz nicht immer
gelinge, die Infrastruktur so schnell
auszubauen, wie es für eine reibungs-
lose Energiewende erforderlich wäre.
Ihren Angaben zufolge sollen 90 Pro-
zent der Haushalte bis zum Ende des
Jahres 2032 mit intelligenten Mess-
systemen ausgestattet sein.

Die Bundesnetzagentur überwacht
den Fortschritt und kann Messstel-
lenbetreiber zum Ausbau verpflich-
ten, wenn diese dem nicht nachkom-
men. Demnach verfügen zum aktu-
ellsten Stichtag – Ende September
2025 – 52,4 Prozent der Messlokatio-
nen über digitale Stromzähler, die
aber manuell abgelesen werden müs-
sen, intelligente Messsysteme (Smart
Meter) sind nur in 3,8 Prozent der Lo-
kationen installiert.

Nichtsdestotrotz spricht die Bun-
desnetzagentur-Sprecherin davon,
dass es sichtbare Belege für die Be-
schleunigung des Netzausbaus in den
vergangenen Jahren gibt. Sie führt an,
dass zurzeit große Stromautobahnen
im Übertragungsnetz gebaut werden
und meint damit Großprojekte wie
SuedLink und SuedOstLink, mit de-
nen Windstrom aus dem Norden in
den Süden transportiert werden soll.

Außerdem haben die großen Netz-
betreiber in Deutschland einen ersten
Entwurf für einen Stromnetzentwick-
lungsplan bis zum Jahr 2037 mit Aus-
blick bis ins Jahr 2045 veröffentlicht.
Demnach werden die Kosten für die
Modernisierung der Strominfrastruk-
tur bis 2045 auf rund 360 bis 390 Mil-
liarden Euro geschätzt.

Außerdem unternehmen viele Ver-
teilnetzbetreiber – also örtliche Ener-
gieversorger – „große Anstrengun-
gen, um den Anschluss der vielen zu-
sätzlichen Erneuerbare-Energien-
Anlagen in ihren Netzen zu ermögli-
chen“.

Die von den Genossenschaften kri-
tisierte Drosselung von Solaranlagen
sei gesetzlich vorgeschrieben und
diene der Stabilität des Stromnetzes,
sagt die Bundesnetzagentur-Spreche-
rin. Die Regulierungsbehörde teilt
auch nicht die Idee der Bürger-Ener-
giegenossenschaften, wonach es nur
noch 16 Energieversorger in Deutsch-
land – pro Bundesland einen – geben
sollte, um den Kraftakt Energiewende
in einer konzertierten Aktion effi-
zienter voranzutreiben.

Die Öffnung des Strommarktes für
den Wettbewerb habe sehr große
Vorteile mit sich gebracht. Es gebe
viele Hundert Stromversorger, die
sich in vielen Details unterschieden
und einen Lieferantenwechsel er-
möglichten.

Von Rekord zu Rekord
DÜSSELDORF. Der Rüstungskonzern
Rheinmetall wächst und wächst.
Der Krieg in der Ukraine und die Ver-
teidigungsanstrengungen der Nato-
Staaten bescheren der Düsseldorfer
Waffenschmiede prall gefüllte Auf-
tragsbücher und volle Kassen.

Rheinmetall hat seinen Umsatz 2025
um 29 Prozent auf rund 9,9 Milliarden
Euro gesteigert. Das liegt teilweise an
Zukäufen. Das operative Ergebnis
kletterte 2025 um 33 Prozent auf 1,8
Milliarden Euro an. Die Auftragsbü-
cher sind voll, der „Backlog“ liegt bei
63,8 Milliarden Euro – so viel war es
noch nie. Mit Backlog sind verbindli-
che Aufträge und Rahmenverträge
gemeint. Bis 2030 möchte Rheinme-
tall seinen Umsatz auf 50 Milliarden
Euro verfünffachen, die Beschäftig-

Die Auftragsbücher des Rüstungskonzerns Rheinmetall sind prall gefüllt
tenanzahl soll von 33.000 auf 70.000
mehr als verdoppelt werden. Sein
schwächelndes Geschäft als Autozu-
lieferer möchte Rheinmetall schon
bald abgeben, in den Konzernjahres-
zahlen für 2025 ist dieser Bereich gar
nicht mehr enthalten.

Man sei kurz davor, sich für einen
der Bieter zu entscheiden, sagt Pap-
perger. Im zweiten Quartal 2026 soll
der Verkauf verkündet werden. Der
Kfz-Standort in Neuss wird umge-
baut, damit dort Rüstungsgüter ge-
baut werden können. Rheinmetall
wird also zu einer reinen Waffen-
schmiede; Kolben oder Pumpen für
Pkw sind Schnee von gestern.

„Wir sind Vollsortimenter, und das
ist wichtig“, betont Konzernchef Ar-
min Papperger. Damit meint er: Egal,
was eine Armee braucht, wir können

(fast) alles liefern. Die Firma fertigt
Artillerie- und Flugabwehrgeschütze,
Panzer, Munition, Infanterie-Ausstat-
tung und Militär-Lastwagen. Kürzlich
verleibte sich das Unternehmen den
militärischen Zweig der Lürssen-
Werft ein und darf sich seither auch
Schiffbauer nennen. Rheinmetall
kann die selbst gefertigten Schiffe mit
eigenen Geschützen und anderen
Rüstungsgütern bestücken, was das
Geschäft zusätzlich befeuern dürfte.

Mehr Drohnenbau
Außerdem geht der Blick nach oben:
Für den US-Tarnkappenbomber F35
stellt Rheinmetall in Weeze (NRW)
das Rumpfmittelteil her. Die Droh-
nenproduktion soll auch ausgeweitet
werden und die Firma möchte mit ei-
nem finnischen Partner in Neuss Sa-
telliten herstellen, um damit Aufnah-
men aus dem Weltall zu machen und
sie an Nato-Armeen zu verkaufen –
das soll auch der Bundeswehr bei der
Beurteilung der russischen Bedro-
hung helfen.

Der Iran-Krieg lässt die Nachfrage
nach Flugabwehr-Geschützen von
Rheinmetall nach oben schnellen.
„Die Telefone standen übers Wochen-
ende nicht still, man will unsere Sys-
teme“, sagt Konzernchef Papperger.
Rheinmetall-Flugabwehrgeschütze
hätten im laufenden Krieg im Mittle-
ren Osten bereits mehr als 100 irani-
sche Drohnen abgeschossen. Jeder
Schuss koste 1000 Dollar (860 Euro),
bis zu fünf Schuss seien zur Abwehr
einer zwischen 20.000 und 50.000
Dollar teuren Drohne nötig. Im Ver-
gleich zu den 2 Millionen Dollar teu-
ren Raketen, die die USA und deren
Verbündete derzeit im Iran-Krieg
einsetzten, sei das nahezu ein
Schnäppchen, sagte Papperger. |dpa
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Uniper-Vorstandsvorsitzender Mi-
chael Lewis: Sein Unternehmen war
2022 in Schieflage geraten, als Russ-
land nach dem Angriff auf die Ukrai-
ne kein Gas mehr lieferte.
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Bürger-Energiegenossenschaften bieten Beteiligungsmöglichkeiten an Projekten mit erneuerbaren Energien, wie Windrädern oder Photovoltaikanlagen, an.
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Artilleriegranaten vom Kaliber 155 Millimeter stehen in einer Fabrik von
Rheinmetall. FOTO: WOLF VON DEWITZ/DPA


